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Verwaltungsstelle Berlin des DMV von 1918 bis 1933 
 
Die erste Generalversammlung, die die Berliner Metallarbeiter wieder genehmigt bekamen, fand 
am 13. Januar 1918 statt, und zwar ebenfalls wieder mit einer Tagesordnung, die jede Erörterung 
über politische und militärische Dinge ausschloss. Für diese Generalversammlung, die nicht zu 
Ende geführt wurde, wurden Fortsetzungen von den Militärbehörden nicht mehr genehmigt. (1) 
Ohne dass irgendwelche besondere Vorbereitungen getroffen werden brauchten, rein aus den 
Diskussionen in den Werkstattversammlungen und in den Betrieben heraus, entstand die mit ge-
waltiger Wucht am 28. Januar 1918 losbrechende revolutionäre Erhebung der Rüstungsarbeiter 
der Metallindustrie, der sich in einigen Tagen die Rüstungsarbeiter der bedeutendsten Industrie-
gebiete des Reiches fast einmütig anschlossen. 
Da eine Führung nicht bestand, wurde sie an demselben Nachmittag aus der Masse der sich im 
Gewerkschaftshaus versammelnden Betriebsfunktionäre gewählt, der Vertreter der sozialdemo-
kratischen sowie unabhängigen Partei beigegeben wurden. Die Funktionärsversammlung der 
streikenden Metallarbeiter, der in geringem Maße auch die Funktionäre anderer im Streik befind-
licher Industriezweige angehörten, stellte als Kampfziel folgende Forderungen auf: 
 
1. Schleunige Herbeiführung des Friedens ohne Annexion, ohne Kriegsentschädigungen, auf 

Grund des Selbstbestimmungsrechtes der Völker, entsprechend den Ausführungsbestimmun-
gen, die dafür von den russischen Volksbeauftragten in Brest-Litowsk formuliert wurden. 

 
2. Zuziehung von Arbeitervertretern aller Länder zu den Friedensverhandlungen. 
 
3. Ausgiebigere Nahrungsversorgung durch Erfassung der Lebensmittelbestände in den Produk-

tionsbetrieben wie in den Handelslagern zwecks gleichmäßiger Zuführung an alle Bevölke-
rungskreise. 

 
4. Der Belagerungszustand ist sofort aufzuheben. Das Vereinsrecht tritt vollständig wieder in 

Kraft, ebenso das Recht der freien Meinungsäußerung in der Presse und in den Versammlun-
gen. Die Schutzgesetze für Arbeiterinnen und Jugendliche sind schleunigst wieder in Kraft zu 
setzen. Alle Eingriffe der Militärverwaltung in die gewerkschaftliche Tätigkeit sind rückgän-
gig zu machen und neue zu verhindern. 

 
5. Die Militarisierung der Betriebe ist gleichfalls aufzuheben. 
 
6. Alle wegen politischer Handlungen Verurteilte und Verhaftete sind sofort freizulassen. 
 
7. Durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen in Deutschland, und zwar 

zunächst die Einführung des allgemeinen gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts für alle 
Männer und Frauen im Alter von mehr als 20 Jahren für den preußischen Landtag. 

 
Ferner wurde in der Versammlung nachstehende Entschließung angenommen: 
 
Da nur unbedingte Solidarität Erfolg verheißt, geloben wir, jede Maßregelung unserer Führer, 
Vertreter und Beauftragten mit aller Macht abzuwehren. Wir richten aber auch an die Proletarier 
Deutschlands sowie der anderen kriegführenden Länder insgesamt die dringende Aufforderung, 
wie schon die Arbeitskollegen in Österreich-Ungarn erfolgreich uns vorangegangen sind, so 
nunmehr gleichfalls in Massenstreik einzutreten, denn erst der gemeinsame internationale Klas-
senkampf schafft endgültig Frieden, Freiheit und Brot. 
 
Dazu wurde von den Streikenden ein Arbeiterrat gewählt, dem man zur Weiterführung des 
Kampfes und zur Erreichung der Kampfziele bestimmte Vollmachten erteilte. Es bestand allge-
mein die Hoffnung, dass sich vornehmlich das Verkehrsgewerbe dieser Metallarbeiter-Erhebung 
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anschließen würde. Leider hat das gesamte in Verkehrsbetrieben beschäftigte Personal vollkom-
men versagt. Die Gewerkschaften und auch die Verwaltung der Berliner Metallarbeiter-
Organisation nahmen von diesem Kampf keine Notiz. Nach kurzer Zeit zogen sich auch die in 
der Streikleitung sitzenden Mitglieder der sozialdemokratischen Partei aus derselben zurück, 
hauptsächlich wohl deshalb, weil die Regierung konsequent erklärte, mit einer Streikkommission 
nicht zu verhandeln. (2) 
Die Verwaltungsstelle Berlin des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes befand sich im Verbands-
haus in der Linienstraße 83-85, in den Portalen I-IV.  
Der erste Bevollmächtigte ist der Kollege Adolf Cohen gewesen, der seit 1901 im Amt war. 
Zweiter Bevollmächtigter war der Kollege Wilhelm Siering, im Amt seit 1907. Als Kassierer 
fungierte, ebenfalls seit 1907, der Kollege Hermann Henning. 
Zurück zum Streik. Bei der weiteren Durchführung des Kampfes zeigte sich der Mangel im Feh-
len irgendwelcher Vorbereitungen, und planlos standen die von einer revolutionären Idee durch-
glühten Metallarbeiter in den Straßen, ohne zu wissen, mit welchen Mitteln das Kampfziel er-
reicht werden konnte. Zu einem bewaffneten Aufstand fehlten alle Voraussetzungen, weil keine 
Waffen in den Händen der Arbeiterschaft waren. 
Die einzelnen größeren Ansammlungen wurden durch die im Jagdgeist erzogene Polizei ausei-
nander getrieben, von der einzelne sich geradezu wie Berserker gebärdeten. (3) 
Nachdem die Militärbehörden sahen, dass der Bewegung die planmäßige Führung fehlte und 
auch die Gewerkschaften von dieser Erhebung deutlich abrückten, gewannen sie ihre vorüberge-
gangene Fassung zurück. 
Säulenanschläge warnten die Rüstungsarbeiter vor jeder Zusammenarbeit mit dem gewählten  
Arbeiterrat und forderten zum Zurückkehren in die Betriebe auf. 
Am 2. Februar wurden durch einen Erlass des Oberbefehlshaber in den Marken, jenes berüchtig-
ten Generaloberst von Kessel, der allgemein der Gallifet Berlins genannt wurde, die wichtigsten 
Betriebe der Metallindustrie unter militärische Leitung gestellt und den Arbeitern aufgegeben, bis 
spätestens Montag, den 4. Februar, morgens 7 Uhr, die Arbeit wieder aufzunehmen. Zuwiderhan-
delnde würden sich schweren Bestrafungen nach den Vorschriften des Belagerungszustandes 
aussetzen, die Wehrpflichtigen unter ihnen würden außerdem militärisch eingezogen werden. 
Die Streikleitung hatte in den letzten Tagen immerwährend ihr Verhandlungslokal wechseln 
müssen, und es war infolgedessen eine gegenseitige Information nicht mehr möglich. 
Trotzdem am Montag der einmütige Beschluss gefasst wurde, den Kampf nicht abzubrechen, war 
es doch für jeden klar, dass sich der Kampf dem Zusammenbruch näherte. Am Dienstag, den  
5. Februar, wurde allgemein die Arbeit wieder aufgenommen. Wenn auch die Berliner Metallar-
beiter das gesteckte Ziel nicht erreicht hatten, so war es für die Gewalthaber doch eine deutliche 
Warnung, sowie auch ein Zeichen für die Stimmung der für die Fortführung des Krieges haupt-
sächlich in Frage kommende Arbeiterschaft. 
 
Die Rache des Kapitals und des Militarismus war so, wie man es nach den bisherigen Erfahrun-
gen nicht anders erwarten konnte. Die außerordentlichen Kriegsgerichte, die, bar jeder Mensch-
lichkeit, zur sofortigen Aburteilung der "Verbrecher" ihr Bluthandwerk aufnahmen, sprachen in 
einigen Tagen über die im Verhältnis geringe Zahl von etwas über 200 Streikenden eine Zucht-
hausstrafe von über 130 Jahren aus, während fast alle in den Betrieben der Metallindustrie be-
schäftigten Funktionäre, die nur irgendwie im Verdacht standen, etwas zur Erhebung beigetragen 
zu haben, in den Waffenrock gesteckt wurden. In Berlin erfolgten ungefähr 50.000 Einziehungen, 
die fast ausschließlich die Metallarbeiter trafen. Wenn die Militärbehörden glaubten, damit ein 
für alle Mal den revolutionären Drang der Berliner Metallarbeiterschaft niedergeschlagen zu ha-
ben, so war es ein schwerer Irrtum.  
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Bei der damals schon stark fortgeschrittenen Zerrüttung des Feldheeres bedurfte es nur noch der 
Kenntnis der wahren Vorgänge in der Heimat, um den bisher noch Gutgläubigsten die Augen zu 
öffnen. Man muss es den Berliner Metallarbeitern dankbar gedenken, dass sie an ihren neuen 
Wirkungsplatz nichts versäumt haben, um die Aufklärungsarbeit zu leisten, die im Interesse des 
gesamten deutschen Volkes geleistet werden musste. 

Abb. 9 Verbandshaus des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes, Verwaltungsstelle Berlin,  
Linienstr. 83-85 
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Die vollkommene Gleichgültigkeit, mit der die Metallarbeiter-Verwaltung in ihrer Mehrheit den 
Januar-Ereignissen gegenüberstand, vertiefte den Gegensatz zwischen den Mitgliedern in den Be-
trieben und der Organisationsleitung derart, dass die bisher vorhandene Meinungsdifferenz zu ei-
nem offenen Kampf in allen Organisationsveranstaltungen ausartete. (4) 
Die Anfänge des Kreises der revolutionären Obleute, die am 9. November 1918 52 Personen um-
fasste, reicht bis in das Jahr 1916 zurück. An der Spitze dieser kleinen gut ausgewählten Gruppe 
stand Richard Müller, ein tüchtiger, radikaler, von gesundem proletarischen Instinkt geleiteter 
kluger Kopf, der mit einem bewunderungswürdigen diplomatischen Geschick auf einmal erkann-
tes und erstrebtes Ziel hinarbeitete und unverdrossen alle Hindernisse vorsichtig beseitigend, mit 
zäher Energie aushielt. Er war innerhalb der Verwaltungsstelle Berlin des Deutschen-Metallarbei-
terverbandes Branchenleiter der Dreher, der fortgeschrittensten und bestorganisierten Berufs-
gruppe. (5)  
Nach dessen Einberufung, Mitte 1918, lag die Leitung in den Händen von Emil Barth. Die revo-
lutionären Obleute vertraten die Interessen der Arbeiterschaft und bereiteten die Revolution tat-
kräftig vor. Nach dem Januarstreik war man sich klar geworden, dass allein mit einem Ge-
neralstreik keine Revolution gemacht werden kannte, sondern dass dazu auch Waffen gehörten. 
Diese Waffenbeschaffung und Waffenunterbringung wurde vor allem von den revolutionären 
Obleuten organisiert. (6) 
 
Die Betriebsstätten der revolutionären Obleute waren 1918: 
 

A)  Allgemeine Elektrizitätsgesellschaft (AEG) 
1. Maschinenfabrik – Brunnenstraße 
2. Apparatefabrik – Ackerstraße 
3. Turbinenfabrik –Huttenstraße 
 

B)  Siemens&Halske AG 
1. Wernerwerk I und II – Siemensstadt 
2. Siemens-Schuckert-Werke, Siemensstr. 
3. Bergmann Elektrizitätswerke AG , Seestraße 
4. Lorenz AG - Tempelhof 

 
C)  Berliner Maschinenbau AG, vormals C. Schwarzkopff  

1. Verwaltung und Werkteil, Chausseestraße 
2. Kriegsmaterial- und Maschinenfabrik , Scheringstraße sowie 
3. Borsig Werke, Tegel; 
4. Orenstein und Koppel AG, Berlin; 
5. Kran-, Bagger- und Wagonbaufabrik Spandau ,  Hamburgerstraße 
6. Carl Flohr Maschinenfabrik, Chausseestraße; 
7. Staatswerkstätten , Spandau; 
8. Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken AG, Kaiserin-Augusta-Allee; 
9. Argus Motoren GmbH,  Berlin Reinickendorf  Ost 

10. R. Stock & Co Werkzeug und Maschinenfabrik AG, Berlin-Mariendorf. 
 

Im Sommer 1918 übernahm der Journalist Ernst Däumig, der einzige Intellektuelle und Außen-
seiter, den die revolutionären Obleute akzeptierten und als einen der ihren betrachteten, die geis-
tige Führung. 
 
Er formulierte das Wesen und die Grundsätze des Rätegedankens: 
 
1. Träger des Rätegedankens kann nur das Proletariat sein, d.h. alle die Hand- und Kopfarbei-
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ter, die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft dem Kapital zu verkaufen, um leben zu können. 
Damit steht der Rätegedanke in einem ebenso scharfen wie natürlichen Gegensatz zu dem 
landläufigen demokratischen Gedanken, der die Staatsbürger als eine -Einheitliche Masse- 
wertet, ohne Rücksicht auf den großen Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit und die aus 
diesem hervorgehenden Klassenscheidungen zu nehmen. 
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Abb. 10: Karte Berlin und Umgebung „Wichtige Großbetriebe“ (Legende auf Seite 39) 
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2. Da das dem Rätegedanken folgende Proletariat ausgesprochen antika-
pitalistische Ziele verfolgt, kann es in seinen Räteorganisationen keine 
kapitalistischen Vertreter dulden. 

3. Da die den formalen demokratischen Gedanken verkörpernden Parla-
mente solange kapitalistische Tendenzen dienstbar gemacht werden, 
solange die kapitalistische Produktionsform besteht, kann der Rätege-
danke nicht mit den Mitteln des Parlamentarismus verwirklicht wer-
den, sondern muss in den Keimzellen der kapitalistischen Produktion, 
den Betrieben, dann aber auch in verschiedenen Einrichtungen des Ob-
rigkeitsstaates, der auf der Grundlage der kapitalistischen Produktion 
errichtet ist, zur Anwendung gebracht werden. 

 
4. Da die Verwirklichung des Rätegedankens die ständige aktive Anteil-

nahme des Proletariats an allen wirtschaftlichen und politischen Fragen 
erfordert, können die Organe der Räteorganisation nicht lang befristete 
Vollmachten erhalten, sondern müssen stets der Kontrolle ihrer Wähler 
unterstehen und jederzeit abberufen werden können, wenn sie das Ver-
trauen ihrer Wähler nicht mehr haben. 

 
5. Da der Rätegedanke die Befreiung des gesamten Proletariats von der 

kapitalistischen Ausbeutung zum Ziel hat, kann Räteorganisation nicht 
die Domäne einer einzelnen Partei oder einzelner Berufsgruppen sein, 
sondern muss das Proletariat als Ganzes umfassen. Werden diese 
Grundsätze des Rätegedanken außer acht gelassen, dann wird die Rä-
teorganisation stets an Mängel leiden, sie wird entweder an ihrer eige-
nen Unzulänglichkeit zugrunde gehen oder im günstigsten Falle den 
Endkampf gegen das Kapital zum Schaden des Proletariats erschweren 
und verlängern. 

 
(7) aus "Arbeiterräten in der Novemberrevolution", Schneider / Kuda, S. 70 
 
Die Gewerkschaften waren während dieser Zeit auch nicht müßig gewesen. 
In konsequenter Befolgung der burgfriedlichen Theorie wurde wenige Ta-
ge, am 15.11.1918, nach dem wirtschaftlichen und militärischen Zusam-
menbruch Deutschlands von der Generalkommission mit den führenden 
Unternehmerverbänden der Arbeitsgemeinschaftspakt geschlossen. Wenn 
nicht schon damals ein bedeutender Teil der organisierten Arbeiterschaft 
diese Tat aufs schärfste bekämpft hätten, würde die ungestörte Weiterent-
wicklung dieses Gedankens zum Aufgeben des Klassenkampfcharakters 
der Gewerkschaften geführt haben. Die Berliner Metallarbeiter waren da-
von ebenfalls wenig erbaut, und in der ersten nach Aufhören des militäri-
schen Drucks möglichen Generalversammlung wurde über die Stimmung 
der Mitglieder kein Zweifel gelassen. 
Wenn die führende Organisation der Unternehmer der Metallindustrie in 
Berlin, der Verband Berliner-Metall-Industrieller, bis 1918 konsequent jede 
tarifliche Bindung des Lohn- und Arbeitsverhältnisses abgelehnt hatte, so 
zwangen die jetzt eingetretenen veränderten Machtverhältnisse denselben, 
die Berechtigung des Tarifverhältnisses anzuerkennen und einen Tarifver-
trag mit der Berliner Verwaltung abzuschließen. Gleichzeitig sah er sich 

Legende zu Abb. 
10. 
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auch genötigt, das bisher einseitig in seinen Händen befindliche Machtinstrument der Arbeiter-
vermittlung freizugeben und der Berliner Metallarbeiterschaft das Mitbestimmungsrecht einzu-
räumen. 
Die sich damals überstürzenden politischen Verhältnisse ließen es den Metallarbeitern nicht rat-
sam erscheinen, sofort einen Wechsel in der Leitung der Berliner Verwaltung eintreten zu lassen. 
Erst in jener denkwürdigen Generalversammlung am 2. März 1919 in den Kammersälen hat die 
Berliner Metallarbeiterschaft sich eine Leitung gegeben, die prinzipiell von der burgfriedlichen 
und arbeitsgemeinschaftlichen Taktik abrückte. (8) 

In die Leitung wurden die Kollegen Oskar 
Rusch und Otto Ziska zu Bevollmächtigten 
gewählt. 
Seit dieser Zeit haben die Berliner Metallar-
beiter rastlos dafür gearbeitet, die Organisa-
tion aus dem Bann der gemeinsamen Arbeit 
mit dem Unternehmertum herauszuziehen. 
Wenn es unserer Organisation zum Ver-
bandstag 1919 gelang, dies offiziell für die 
gesamte Organisation zu erreichen, so hat 
leider eine andere geistige Bewegung bei den 
Metallarbeitern dazu beigetragen, dass die 
Früchte dieser Umstellung nicht voll ausrei-
fen konnten (9). 
 

Abb. 11: Reichsgesetzblatt  
Nr. 26 von 1920 

 
   Abb. 12: Reichsgesetzblatt „(Betriebsrat-  

 Befugnisse)(Betriebräte errichten)“ 
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Das nach der Revolution sehr schnell wieder erstarkende Kapital fühlte sich in Berlin im Herbst 
1919 so kräftig, dass es die berechtigten Ansprüche der Berliner Metallarbeiter auf Verbesserung 
der Lohn- und Arbeitsverhältnisse ablehnte. Die Berliner Mitglieder haben dieses Ansinnen abge-
lehnt, und der gewaltigste Streik, der wohl jemals bis dahin das deutsche Wirtschaftsleben er-
schütterte, brach nun los. 
Bei der Durchführung des Streiks musste leider festgestellt werden, dass die Behörden, in deren 
Leitung eine Umstellung zugunsten der Arbeiterschaft vor sich gegangen war, die im Interesse 
der streikenden Metallarbeiter liegende Unparteilichkeit nicht aufbrachten. Reine Gewerkschafts-
versammlungen wurden verboten und als die Verbote nicht beachtet wurden, mit Militär- und Po-
lizeigewalt auseinandergejagt. Bei diesen ungleichen Kampfmitteln musste der Berliner Metall-
arbeiterschaft trotz aller Standhaftigkeit der Erfolg in diesem Kampf versagt bleiben. Die Wie-
deraufnahme der Arbeit erfolgte unter Bedingungen, die den Einfluss der Organisation wesent-
lich zurückwarf, weil ein großer Teil der besten Funktionäre nicht wieder in die Betriebe hinein-
kam. (10) 

 
Der Druck der Basis nahm trotz der Niederlagen in der Revolution zu, der Rätegedanke hinterließ 
seine Spuren auch im Bezirk Berlin. In den Richtlinien über die künftige Wirksamkeit der Ge-
werkschaften hieß es: Das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter muss bei der gesamten Produktion, 
vom Einzelbetrieb beginnend bis in die höchsten Spitzen der zentralen Wirtschaftsorganisation, 

 
Abb. 14: Reichspräsident Ebert „An das deut-

sche Volk“ vom 13. März 1920 

Abb. 13: Räte und Revolution in Deutsch-
land, Aufruf zum Generalstreik 
vom 9. November 1918 
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verwirklicht werden. Innerhalb der Betriebe sind frei gewählte Arbeitervertretungen (Betriebsrä-
te) zu schaffen, die, im Einvernehmen mit den Gewerkschaften und auf deren Macht gestützt, in 
Gemeinschaft mit der Betriebsleitung die Betriebsdemokratie durchzuführen haben. Die Grund-
lage der Betriebsdemokratie ist der kollektive Arbeitsvertrag mit gesetzlicher Rechtsgültigkeit. 
Die Aufgaben der Betriebsräte im einzelnen, ihre Pflichten und Rechte sind in den Kollektivver-
trägen auf Grund gesetzlicher Mindestbestimmungen festzulegen. (11) 
 
Der erste Vorentwurf für das am 18. Januar 1920 von der Nationalversammlung verabschiedete 
Betriebsrätegesetz wurde im Mai 1919 von dem dafür zuständigen Reichsarbeitsministerium vor-
gelegt, den Spitzenvertretern von Gewerkschaften und Arbeitgebern war dabei Gelegenheit gege-
ben, ihre Vorstellungen zu Gehör zu bringen. (12)  
Diese Gesetzgebung in der Nationalversammlung passte den Reaktionären in Wirtschafts- und 
Militärkreisen nicht. Nach langen Vorbereitungen und massiver Hetze in der Presse leiteten die 
Militärs am 13. März 1920 einen Militärputsch ein. 
Die Reichsregierung protestierte 
scharf in schriftlicher Form. Der 
Deutsche Metallarbeiter-Verband gab 
ein Rundschreiben am 13. März an al-
le Bezirksleitungen und Ortsverwal-
tungen heraus. 
Über die Situation schrieb das Korres-
pondenzblatt des Allgemeinen Deut-
schen Gewerkschaftsbundes richtig, 
dass in den Tagen, da die Reichsregie-
rung die Reichshauptstadt den Put-
schisten kampflos überließ, die arbei-
tende Bevölkerung der einzige Hort 
der Republik war. (13) 
In Berlin bildeten sich zwei Streiklei-
tungen. Die eine wurde vom Vorstand 
des ADGB und der Afa gebildet. Ihr 
schloss sich später auch der Deutsche 
Beamtenbund an. Sie stand in enger 
Verbindung mit dem Parteivorstand 
und der Berliner Bezirksleitung der 
SPD und erhob den Anspruch auf die 
Führung des Generalstreiks nicht nur 
in Berlin, sondern in ganz Deutsch-
land. In der Praxis war das sowohl im 
Hinblick auf Berlin als auch erst recht 
hinsichtlich der Lage im Reich nicht 
mehr als ein Führungsanspruch. Die 
tatsächliche Leitung des Kampfes lag 
in den Händen der regionalen Füh-
rungsorgane der Arbeiterparteien und 
der Gewerkschaften bzw. der von 
ihnen geschaffenen gemeinsamen Ak-
tionsausschüsse. (14) 

Abb. 15: DMV-Information vom 13. März 1920 
über die REAKTION 
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Am Montag, den 15. März 1920, setzte der Generalstreik mit voller Wucht ein. (15)  

 Abb. 16: Aufruf der Zentralstreikleitung von Groß-Berlin 
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Abb. 17: Nachrichtenblatt der Zentralstreikleitung von Groß-Berlin 

In der Millionenstadt Berlin war der Generalstreik die Hauptwaffe des Proletariats. Nachdem be-
reits am 13. März die Belegschaften zahlreicher Großbetriebe, wie im Kabelwerk und dem Trans-
formatorenwerk in Oberschönweide, in den Streik getreten waren, legten am 15. März Hundert-
tausende die Arbeit nieder und versammelten sich, soweit es die Verkehrsverhältnisse erlaubten, 
in den Betrieben. Die Straßen waren schwarz von Menschen, die erregt die Maßnahmen der Put-
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schisten, die Flucht der Regierung und die Haltung der politischen Parteien diskutierten. An vie-
len Straßenecken bildeten sich Menschenaufläufe um Agitationsredner. Vergeblich bemühte sich 
die von Lüttwitz aufgebotene Technische Nothilfe, die Elektrizitäts-, Gas- und Wasserwerke in 
Gang zu halten. Kapp saß mit seiner Regierung bei Kerzenlicht. 
Die Militaristen suchten durch verschärften Terror den Massenwiderstand zu brechen oder zu-
mindest die Massen einzuschüchtern. Panzerautos, sogar einzelne Tanks mit aufgemalten Toten-
köpfen rasselten durch die Straßen. Maschinengewehrposten und feuerbereite Geschütze sicher-
ten wichtige Straßenkreuzungen. Lastautos mit auf den Fahrerhäuschen montierten Maschinen-
gewehren rasten durch die Stadt. Ihre Besatzungen verteilten Flugblätter, schossen aber auch 
rücksichtslos in die Menge, sobald sie sich bedroht fühlten. So feuerte am Halleschen Tor eine 
abrückende Wache der Brigade Ehrhardt ohne Warnung in die nachdrängende Volksmenge;  
3 Passanten wurden tödlich verletzt. Am Wilhelmplatz in Charlottenburg forderte das Maschi- 
 

 

nengewehrfeuer der Putschisten 4 Tote und  
6 Verletzte. Am Potsdamer Platz waren ebenfalls 
mehrere Tote und Verletzte zu beklagen. In 
Steglitz kam es zu einem weiteren Zusammen-
stoß. Als eine Reichswehrkompanie am Weiter-
marsch gehindert wurde, ließ der kommandie-
rende Offizier mit Maschinengewehren in alle 
Richtungen feuern. Unter der Menge brach eine 
Panik aus.  
8 bis 10 Tote und zahlreiche Schwerverletzte la-
gen in ihrem Blut. An der Invaliden-/Ecke Brun-
nenstraße ließen die Putschisten zur Hebung der 

Abb. 18:  Aufruf zur Kundgebung am  
19. März 1920, 2 Uhr nachmittags 

Abb. 19: Neun-Punkte-Programm des  
„Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes“ (ADGB) 
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Stimmung eine Militärkapelle unter dem Schutz einer bewaffneten Abteilung "Nationale Weisen" 
spielen. Der erhoffte Effekt trat jedoch nicht ein. Binnen kurzem waren die Söldner von einer 
tausendköpfigen Menge umringt. Empörte Rufe wie Arbeitermörder!, Weiße Bande! schallten, 
Steine flogen. Die Söldner antworteten mit scharfen Schüssen. Die Volksmenge ließ sich jedoch 
nicht abschrecken. Sie drängte die Truppen an die Häuserwände und entwaffnete sie. Zur Unter-
stützung der Reichswehr auf Lastwagen heranrasende Sicherheitspolizei transportierte die Ent-
waffneten ab. Der Widerstandswille unter den Volksmassen wuchs. Am Cottbusser Tor wurden 
Barrikaden gebaut, um die Lastwagen der Put-
schisten am Durchfahren zu hindern sowie 
einzelne Militärpatrouillen entwaffnet und ins 
Wasser geworfen. Daraufhin setzten die 
Putschgruppen Minenwerfer mittleren Kalibers 
ein. Eine auf dem Straßenpflaster detonierte 

Mi
ne 
tö-
tete 

12 
Men-
sche

n. (16) Am 20. März beschloss die Vorständekonferenz der freien Gewerkschaften Groß-Berlin 
und Umgebung, den Generalstreik abzubrechen. In Zweifelsfällen entscheiden die Gewerkschaf-
ten über den Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme.  
 
Die Kollegen in der Verwaltungsstelle waren in der Zwischenzeit auch nicht untätig. Durch das 
Ausscheiden des Kollegen Oskar Rusch wurde der Kollege Max Urich von der Vollversammlung 
bestätigt. 

Abb. 20:  Aufruf vom 18. März 1920 zur Fort-
setzung des Generalstreik 

Abb. 21: Gewerkschaftskommission an Arbei-
ter und Angestellte - Streikabbruch 
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Abb. 22: Nachrichtenblatt der Zentral-Streikleitung von Groß-Berlin 
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Von 1918 bis Ende 1923 hat die immer stärker um sich greifende Währungsverschlechterung der 
Organisation in immer kürzeren Zeitabschnitten die Gesetze des Handelns diktiert. 

 

Die Verwaltung und ihre ausführenden Organe haben sich in der letzten Zeit der sich überschla-
genden Inflationswellen fast tagtäglich auf die sich ändernden Verhältnisse einstellen müssen, so 
dass an eine planmäßige, auf weite Sicht eingestellte Gewerkschaftsarbeit nicht gedacht werden 
konnte. (18) 

        Abb. 23: „Vorwärts“ vom 24. März 1920 (Morgenausgabe) - Regierungsumbildung 
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Der Abschluss der Inflationsperiode im Jahre 1924 gibt uns die Möglichkeit, einen Rückblick auf 
die Verhältnisse, die sich im letzten Jahrzehnt in der Mitgliedergestaltung unserer Verwaltungs-
stelle gezeigt haben, kritisch zu beurteilen. (19) 
Am hervorstechendsten ist der Mitgliederrückgang in der Periode, wo infolge der Vernichtung 
der Finanzkraft der Organisation durch die Inflationsperiode die Einstellung der finanziellen Un-
terstützung notwendig wurde. 
Erst von dem Zeitpunkt an, wo durch Überwindung der Inflationserscheinung die Organisation, 
wenn auch im beschränkten Umfang, zur Wiedereinführung der Erwerbslosen-Unterstützung und 
zur Erhöhung der Streikunterstützung die Möglichkeit hatte, hat sich der Mitgliederstand geho-
ben. Wenn auch die Mitgliederzahl am Schluss des Geschäftsjahres noch als durchaus unbefrie-
digend bezeichnet werden muss, so lässt doch die seit dem vierten Quartal eingetretene Gesun-
dung in der Mitgliederbewegung die berechtigte Hoffnung zu, dass die Mitgliederzahl in Kürze 
erreicht werde, die 
der Zahl der Be-
schäftigten in der 
Großberliner Me-
tallindustrie ent-
spricht. Wesent-
lich wird zur zah-
lenmäßigen Stär-
kung der Berliner 
Verwaltung beige-
tragen, wenn auch 
die letzten Zu-
ckungen wirt-
schaftlicher und 
politischer Be-
kämpfung der Ar-
beiterschaft über-
wunden sind. 
Auch hier lässt 
sich erfreulicher-
weise feststellen, 
dass die durch 
Kriegs- und Infla-
tionsverhältnisse 
eingetretene Ent-
fremdung der Ar-
beiterschaft in immer stärkerem Maße überbrückt wird und die Kollegenschaft zu der Erkenntnis 
kommt, dass nur durch zähe, planmäßige, in den wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen 
begründete folgerichtige Gewerkschaftsarbeit die Voraussetzung für eine Gesundung ihrer wirt-
schaftlichen Existenz schafft, sowie gleichzeitig den wirtschafts-politisch wie allgemein-
politischen Einfluss vertieft. (20) 
Wie eine Sturzflut strömte das ausländische Kapital in ein kapitalarmes und durch Krieg und In-
flation ausgepowertes Land, wo die Modernisierung und Rationalisierung von Produktion und 
Verkehr sowie fast zehn Jahre angestaute Konsumbedürfnisse gewaltige Profite versprachen. Die 
Profitpumpe des deutschen Kapitals, in der Krise der Währungsumstellung fast zerbrochen, war 
aufs Neue geleimt. Sie funktionierte wieder und bald besser als je zuvor. (21) 

Abb. 24: Mitglieder der engeren Ortsverwaltung Berlin des DMV (1. Juni 1923) 
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Somit war auch dann der Jahresbericht für das Geschäftsjahr 1929, herausgegeben von der Orts-
verwaltung Berlin, voller Optimismus. Er berichtete: Das Jahr 1928 mit seiner aufsteigenden 
Konjunktur ließ die Hoffnung aufkommen, auch 1929 mit einer guten Beschäftigungsmöglichkeit 
in unserer Industrie rechnen zu können. Aber bald zeigten sich die Anzeichen einer nahen Krise. 
Schon um Mitte des Jahres 1929 hatten wir in der Metallindustrie eine ungewöhnlich große Ar-
beitslosigkeit zu verzeich-
nen. Dieselbe stieg bis zum 
Ende des Jahres 1929 zu ei-
ner fast ungeahnten Höhe. 
Die Leistungen, die die Ge-
samtorganisation an Unter-
stützungen aufbringen 
musste, gehen in die Millio-
nen. Für das gesamte Reich 
wurden mehr als 25 Millio-
nen Reichsmark und für die 
Ortsverwaltung Berlin mehr 
als 1,7 Millionen Reichs-
mark an sozialen Unterstüt-
zungen zur Auszahlung ge-
bracht. Trotz schlechter 
Konjunktur war es dennoch 
möglich, durch eine große 
Anzahl von Bewegungen 
die Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen der Metallarbei-
terschaft zu verbessern. 
Nach langen und schweren 
Verhandlungen gelang es 
uns, mit der Gruppe der 
amerikanischen Betriebe, 
die in unserem Wirtschafts-
gebiet ihre Fabriken eröff-
net haben, Tarifverträge ab-
zuschließen. Durch diese 
Verträge sind nicht nur die 
Lohnverhältnisse, sondern 
auch die sozialen Arbeits-
bedingungen für die in den 
Betrieben Beschäftigten geregelt worden. In großen Bewegungen wollen wir nun diejenigen der 
V.B.M.I.-Betriebe, Bauschlosser, Bauanschläger, Rohrleger und Helfer, Bauklempner, Briefum-
schlag- und Büromaschinenindustrie anführen. (22) 
Die Ortsverwaltung Berlin setzte sich aus folgenden Mitgliedern zusammen: 

 
Bevollmächtigte:  Max Ulrich, Paul Eckert, Wilhelm Schmidt, Paul Tirpitz,  
Kassierer:   Ernst Gron, Max Gutsche,  
Sekretäre:  Adolf Holz, Willi Großmann, Gustav Müller, Fritz Köcher,  
Revisoren:   Karl Grail, Otto Schmidt, Oskar Skubella  (Beisitzer). 

Abb. 25: Das Statut des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes  
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Der Jahresbericht endete mit den Worten: 
 
„An dieser Stelle wollen wir allen, die für die Organisation ihre Kräfte zur Verfügung gestellt ha-
ben, unseren besten Dank aussprechen. 
Hart die Arbeit, weit ist das Ziel, Sozialismus ist die Parole! 

Die Ortsverwaltung “ 
 

Der Jahresbericht für das Geschäftsjahr 1930, herausgegeben von der Ortsverwaltung im Jahre 
l931, gibt wider, wie sich die Bedingungen verschlechtern. Die Hauptursache dieser Wirtschafts-
krise in allen Ländern ist der Gegensatz zwischen Produktion und Verbrauch. Im frühkapitalisti-
schen Zeitalter hatten die Menschen ebenfalls unter diesen Gegensätzen zu leiden. Die Ursache 
hierzu waren die unzureichenden Verkehrsmittel sowie die Unmöglichkeit, die Reichtümer der 
Natur auszubeuten. Heute, wo die modernsten Verkehrsmittel angeschafft wurden, leidet die 
Menschheit Hunger, weil die Warenlager überfüllt sind. Die Betriebe werden technisch immer 
mehr umgestellt. Die Folge dieser technischen Umstellung ist, dass die Produktion in den Werk-
stätten immer mehr steigt und immer größere Arbeitermassen dadurch arbeitslos gemacht wer-
den. Wie sehr sich die Arbeitslosigkeit auswirkt, soll nur an einigen Zahlen des Facharbeiter-
nachweises für die Berliner Metallindustrie beleuchtet werden. 
Die Zahl der Arbeitslosen betrug am 31. Dezember 1929 30.322 Männer und 6.022 Frauen, ins-
gesamt also 36.345 Personen. 
Am 31. Dezember 1930 betrug die Zahl der auf dem Arbeitsnachweis für die Metallindustrie ein-
getragenen Beschäftigungslosen 57.138 Männer und 10.137 Frauen, insgesamt 67.275 arbeitslose 
Kolleginnen und Kollegen. Durch diese große Arbeitslosigkeit ist die Gesamtorganisation außer-
ordentlich belastet worden und unzählige Millionen RM mussten zur Unterstützung der Arbeits-
losen und Kranken aufgebracht werden. Durch die große Arbeitslosigkeit und durch die übergro-
ße Kurzarbeit, namentlich in den Betrieben der Berliner Metallindustrie, wurde die Kaufkraft der 
Berliner Metallarbeiter immer mehr herabgedrückt. Dieses Beispiel übertrug sich auf alle anderen 
Kategorien von Arbeitern, so dass der Absatz vom Markt der fertigen Produkte immer schwieri-
ger wurde und dadurch die Krise sich immer mehr ausdehnte. Diesen Zustand versuchten die Un-
ternehmer auszunutzen, indem sie einen Generalangriff gegen die Arbeiterklasse vortrugen. Mit 
allen Mitteln, mit Hilfe der Reichsregierung, sollte versucht werden, die Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen für die Arbeiter zu verschlechtern. Die Unternehmer vertraten die Auffassung, dass, wenn 
die Löhne abgebaut würden, sie damit rechnen könnten, dass neue Arbeitsmöglichkeiten geschaf-
fen und so, nach Auffassung der Unternehmer, die Krise behoben werden könnte. 
Fast alle Tarife, die im Geschäftsjahr 1929 abgeschlossen waren, wurden von den einzelnen Ar-
beitgebergruppen gekündigt. Leider war es uns nicht möglich, in jedem Falle die von den Unter-
nehmern verlangten Verschlechterungen restlos abzuwehren. Das Arbeitsministerium hat dem 
Willen der Unternehmer auf Lohnabbau bedingungslos Rechnung getragen und die Lohnabbau-
Offensive innerhalb Deutschlands unterstützt (23). 
Das Jahr 1932 setzte die Entwicklung fort. 
Mit dem beginnenden Niedergang der Wirtschaft setzte der Angriff des Unternehmertums auf die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen der Arbeiter, Angestellten und Beamten und auf die Stellung der 
Gewerkschaften in verschärftem Maße ein. Trotz Lohnkürzung, trotz Mehrleistung der Arbeiter 
in den Betrieben und durch den übertriebenen Produktionsapparat sind leider Millionen von tüch-
tigen, arbeitsamen Menschen arbeitslos geworden. Ihre Arbeitskraft ist überflüssig, das kapitalis-
tische Produktionssystem hat für sie keine Verwendung mehr. Die Zahl der Arbeitslosen der Welt 
wird auf 20 Millionen geschätzt, die in Deutschland einschließlich der Kurzarbeiter auf  
7 bis 7,5 Millionen. 
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Dieser Lohnausfall der Arbeitslosen, Kurzarbeiter und derer, die zu unzureichenden Löhnen heu-
te noch arbeiten können, ruft den Mangel am Nötigsten hervor. Der Lohnausfall fehlt am Umsatz 
und führt zu Zahlungseinstellungen und Konkursen. Er fehlt am steuerlich erfassten Volksein-
kommen und erschüttert den Staatshaushalt und die öffentlichen Kassen. Die Unterstützungen für 
Arbeitslose, Krisengeldempfänger und Rentner sind unzureichend. 
Das Unternehmertum wollte die deutsche Wirtschaft ankurbeln mit den Mitteln des Lohnabbaus 
und der Verlängerung der Arbeitszeit. Immer wieder haben die Kapitalisten versucht, den jewei-
ligen Regierungen in Deutschland plausibel zu machen, dass es unbedingt notwendig wäre, die 
Verhältnisse in Deutschland in obigem Sinne zu ändern. 
Die Regierung Hermann Müller hat sich diesen Bestrebungen der Unternehmer mit Erfolg entge-
gengestellt. Jedoch nach dem Sturz der Regierung Müller fanden die Unternehmer bei der Regie-
rung Brüning ein williges Ohr. Die Regierung der Notverordnungen hat versucht, mit Hilfe der 
Notverordnungen Deutschland aus der Wirtschaftskrise herauszuführen, hat versucht, das Pro-
gramm der Unternehmer zu verwirklichen. Die Vertreter der deutschen Sozialdemokratischen 
Partei im Reichstag haben im Jahr 1930 die Regierung Brüning wegen ihrer Notverordnungspoli-
tik gestürzt. Die Wahlen jedoch, die nach dem Sturz der Regierung Brüning stattfanden, müssen 
als Unglückswahlen für das deutsche Volk bezeichnet werden. Die Schutzgarde des Kapitals, die 
Nationalsozialisten, gingen aus diesem Wahlkampf als zweitstärkste Partei hervor. Gestärkt 
durch den Ausgang der Wahlen erhob die Reaktion ihr Haupt frecher denn je, und so wird das 
Jahr 1931 - das Jahr der Notverordnungen, das Jahr der Arbeitslosigkeit - genauso im Gedächtnis 
der Menschen haften bleiben, wie die furchtbaren Kriegsjahre 1914-1918 und die Jahre der Infla-
tion. Die Regierung Brüning hat mit ihren Notverordnungsmaßnahmen die sozialpolitischen Er-
rungenschaften abgebaut. Die Regierung Brüning hat auch mit Hilfe der Notverordnung die Löh-
ne und Gehälter abgebaut. Das ist ein Eingriff in die Hoheitsrechte der deutschen Arbeiter. Ein 
Sturm der Entrüstung hätte durch das Land gehen müssen, um die Regierung Brüning hin-
wegzufegen auf Grund dieser Notverordnungsmaßnahmen. Das geschah aber leider nicht. Wa-
rum? Vielleicht deshalb, weil durch die lange Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit und durch den 
Kampf um den Arbeitsplatz der Arbeiter untereinander, die Widerstandskraft und der Kampfes-
wille ein wenig gelähmt schien. 
Ungeheuer sind die Opfer, die der deutschen arbeitenden Klasse auferlegt worden sind, ungeheu-
er sind die Opfer, die durch die Notverordnung namentlich der Berliner Metallarbeiterschaft auf-
erlegt wurden. Versprachen doch die Unternehmer bei den Verhandlungen im Jahre 1931 immer 
wieder, dass, wenn die Löhne abgebaut würden, sie dafür sorgen wollten, dass die Krise beseitigt 
und die Arbeitslosen von der Straße kämen. Auf der anderen Seite versprach die Regierung 
Brüning, gleichzeitig mit Senkung des Lohnes der Arbeiter, Angestellten und Beamten auch eine 
Senkung aller wichtigsten Lebensmittel und Bedarfsartikel herbeizuführen, wenn die Wünsche 
der Unternehmer erfüllt werden. Durch Notverordnung sind dann die Löhne und Gehälter gesenkt 
worden, aber selbst der von der Regierung eingesetzte Reichssparkommissar war nicht in der La-
ge, eine wesentliche Senkung der Preise für die wichtigsten Lebensmittel und Bedarfsartikel her-
beizuführen. Durch die Senkung des Reallohnes wurde die Kaufkraft der breiten Schicht des 
Volkes erneut eingeschränkt, und weder das Versprechen der Unternehmer, noch das Verspre-
chen der Regierung Brüning ging in Erfüllung. (24) Das Geschäftsjahr 1932 brachte jedoch keine 
Besserung auf wirtschaftlichem Gebiete. Heißt es im Jahresbericht. Die Arbeitslosigkeit stieg 
immer mehr. Die Weltkrise wuchs sich zur Katastrophe für die gesamte Arbeiterklasse aus. In 
Deutschland kamen die im Jahr 1932 geführten politischen Kämpfe hinzu, Verschiedene Regie-
rungswechsel fanden statt. Jede Regierung versprach Wiederbelebung der Wirtschaft; die Arbei-
ter müssen aber mit Bedauern feststellen, dass keine Regierung ihr Versprechen gehalten hat, 
sondern dass von Regierung zu Regierung die wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutschland im-
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mer schlechter wurden. Die Regierung Papen setzte sich mit allen Mitteln für die Verbesserung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse ein. Sie nannte den bisherigen deutschen Staat einen Wohl-
fahrtsstaat. 
Die Papen-Regierung erließ eine Notverordnung, nach der den Unternehmern die Möglichkeit 
gegeben wurde, die vertraglich festgesetzten Löhne zu unterschreiten, des weiteren wurde den 
Schlichtungsbehörden die Möglichkeit gegeben, für wirtschaftlich gefährdete Betriebe noch über 
den Rahmen der Notverordnung hinausgehende Sonderabmachung zu treffen. Das war eine offe-
ne Kampfansage an die Arbeiterschaft. Die Organisation gab infolgedessen die Parole aus, unter 
keinen Umständen eine Herabsetzung der tariflich festgesetzten Löhne auf Grund der Papschen 
Notverordnung sich gefallen zu lassen. Auf Grund dieser Anweisung der Organisation wurde ei-
ne große Anzahl Kämpfe geführt, die fast alle mit Erfolg beendet wurden. Aber selbst in dieser 
Zeit der schwersten Auseinandersetzungen der Arbeiter mit der Notverordnung der Regierung 
Papen konnten es die Kommunisten nicht unterlassen, uns fortgesetzt zu beschimpfen. Wir sehen 
also einen Kampf der Kommunisten gegen die freien Gewerkschaften und einen Kampf politi-
scher Reaktion gegen die Arbeiterklasse. 
Die Regierung Schleicher hat die Notverordnung Papens in Bezug auf die tarifliche Gestaltung 
der Löhne aufgehoben. Aber trotzdem ist die Arbeitslosigkeit nicht nur in Berlin und in Deutsch-
land, sondern in der gesamten Welt weiter gestiegen; die Krise wächst zu einer Lawine an und 
niemand weiß, was die Zukunft bringen wird. Für die Arbeiterschaft bedeutet diese Entwicklung 
erhöhte Kampfbereitschaft. 
Zur Zeit der Niederschrift des Jahresberichtes haben sich die politischen Verhältnisse in Deutsch-
land erneut geändert. Die Nationalsozialisten haben mit Deutschnationalen die Regierungsgewalt 
übernommen. 
Die Aufgabe der freigewerkschaftlich organisierten Arbeiter wird es sein, an dem Bestand ihrer 
selbst geschaffenen Organisation festzuhalten und die Interessenvertretung der Arbeiter zu si-
chern. Deshalb ist es notwendig, der Arbeiterschaft und deren Vertretungen auch im neuen 
Staatswesen Geltung zu verschaffen. (25) 
Die ersten sechs Monate im Jahr 1933 waren auch das Ende des Deutschen Metallarbeiter-
Verbandes in der Verwaltungsstelle Berlin. Sie zeigen ganz konkret wie die deutsche Bürokratie 
zum Totengräber der Demokratie wurde. 
Die politischen Auseinandersetzungen zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten nahmen an 
Schärfe zu, während die Gefahren des aufkommenden Faschismus, von den Funktionären, wel-
che in Amt und Würden waren, nicht zur Kenntnis genommen wurden. 
Dieses Verhalten dokumentieren am besten die Schreiben der Ortsverwaltung vom 3. Januar bis 
zum 28. Juni 1933. (26) 
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Berliner Arbeiterschaft im deutschen Faschismus 
 
Um annähernd zur Beurteilung der Lage der Arbeiterschaft in dieser Zeit zu kommen, muss man 
auf die Entwicklung in der Weimarer Republik zurückgehen; denn es gilt festzustellen, wie kam 
es zum Massencharakter des deutschen Faschismus? 
Es war das System, die parlamentarische Demokratie, die Parteien, die soziale Lage und die Poli-
tik der Arbeiterbewegung. 
 
Nach dem Sturz des Reichskanzlers Müller, dessen Regierungsende auch das Ende der parlamen-
tarischen Demokratie der Weimarer Republik markierte, wurde der Geschäftsführer des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (Christliche Gewerkschaften), Heinrich Brüning, zum Reichskanzler 
berufen. 
 
„Am Freitag, den 24. Oktober 1929 gab es einen Kurssturz an der New Yorker Börse. Dies war 
aber nicht der Auslöser der damit offenbar werdenden Weltwirtschaftskrise, sondern Zeichen ih-
res Ausbruchs am Ende einer ökonomischen Scheinblüte vor unsicherem Hintergrund.  
Die Auswirkungen der Krise erfassten das Deutsche Reich mit Verzögerung, trafen aber seine 
Wirtschaft 1930/31 im vollen Ausmaß.“ 
 
Am 18. Juli 1930 wurde von Brüning der Reichstag aufgelöst; von diesem Datum an wurde prak-
tisch nur noch über Notverordnungen regiert. 
 
„Die gesetzliche Grundlage war die Exekutivgewalt des Reichspräsidenten, wie sie in dem be-
rühmten Artikel  48  der Weimarer Verfassung vorgeschrieben war, verbunden mit der gesetzli-
chen Initiative des Kanzlers und greifbar in den für kurzfristige Sonderaufgaben ernannten 
Reichskommissare.“ 
 
Das hatte große Auswirkungen auf die Arbeitslosigkeit. 
 
„Nach den Angaben des Arbeitsamtes in Neukölln beträgt der Reichsdurchschnitt der Unterstüt-
zung, die ein beschäftigungsloser Arbeiter mit Frau und Kind bezieht, 51 Mark im Monat. Gemäß 
den Berechnungen dieser offiziellen Stelle kommen Miete, Beleuchtung, Beheizung und unver-
meidliche Nebenausgaben auf ein unerbittliches Minimum von 32 Mark und 50 im Monat. Für 
die Ernährung dreier Menschen bleiben also 18 Mark und 50 im Monat übrig. (...) 
Nach einer Statistik des Arbeitsamtes kann der Berliner Unterstützungsempfänger 45 Pfund Brot 
für 6 Mark kaufen; einen Zentner Kartoffeln für 2 Mark 50; 9 Pfund Margarine für 3 Mark;  
15 Liter Milch für 4 Mark 50; 20 Pfund Kohl für 2 Mark; 10 Heringe, Salz und Zucker für  
1 Mark - und damit wären 18 Mark 50 aufgebraucht. Das bedeutet täglich ein halbes Brot, ein 
Pfund Kartoffeln, hundert Gramm Kohl, fünfzig Gramm Margarine und dreimal  im Monat einen 
Hering pro Kopf. (...) 
 
Das Rohmaterial für die drei Mahlzeiten findet auf einem Fleischteller bequem Platz . Es besteht 
aus sechs kleinen Kartoffeln, fünf mitteldicke Scheiben Brot, einem Stückchen Kohl, dass unge-
fähr faustgroß ist und einem Stückchen Margarine von etwa 16 Kubikzentimetern. Das ist die 
Wochenration, und an drei Sonntagen im Monat kann jeder Erwachsene außerdem noch einen 
Hering essen, während das Kind jeden Sonntag einen Hering essen und wohl täglich einen hal-
ben Liter Milch bekommen kann.“ (1)  
 
Skrupellos nutzten die Nazis die ökonomische Krise und die sozialreaktionäre Antwort auf die 
veränderten Bedingungen des Profitstrebens und des Klassenkampfes für ihre Zwecke aus. Sie 
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machten sich vor allem den Umstand zunutze, dass die massenfeindliche Politik von allen traditi-
onell bürgerlichen Parteien gestützt wurde. 
Jeder Tag lieferte neue Beweise für die Unfähigkeit der Herrschenden, die Menschen zu ernäh-
ren, zu bekleiden und zu behausen. Nach nazistischer Version war es angeblich die marxistische 
Herrschaft, das „System“, verantwortlich. 
Es sei erwiesen, dass diese Republik für die Deutschen nicht passe, die im Elend versinken wür-
de, wenn nicht ein Retter, der „Führer“, auserkoren wird.  
 
 
„Machtergreifung“ und „Gleichschaltung“ 
 
Brünings Nachfolger, von Papen, wies mit seinem „Staatsstreich“ vom 20. Juli 1932 Hitler den 
Weg, pseudolegal die Schaltstellen der Macht zu übernehmen. An diesem Tag setzte von Papen 
mit seiner ersten Notverordnung die preußische Regierung des Ministerpräsidenten Otto Braun 
ab. Mit einer zweiten Notverordnung rief v. Papen den Notstand aus, übernahm die Polizeigewalt 
in Preußen und ließ die Berliner Polizeiführung internieren. 
Die laue Haltung der Gewerkschaften wurde deutlich bei dem so genannten „Preußenschlag“ bei 
ihrem gemeinsamen Aufruf am 21.07.1932, welcher nur ein verbaler Protest war. 
 
An die deutsche Arbeiterschaft !  
Die neuesten politischen Vorgänge haben die deutschen Arbeiter, Angestellten und Beamten in 
große Erregung versetzt. Sie müssen trotzdem ihre Besonnenheit bewahren. Noch ist die Lage in 
Preußen nicht endgültig entschieden. Der Staatsgerichtshof ist angerufen. Die entscheidende 
Antwort wird das Deutsche Volk, insbesondere die deutsche Arbeitnehmerschaft am 31. Juli ge-
ben. 
Es ist die Pflicht aller gewerkschaftlichen Organisationen und aller Volksschichten die auf dem 
Boden der Verfassung und des Rechtes stehen, mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln dafür 
zu sorgen, dass diese Reichstagswahl stattfindet. Weder der Terror der Straße noch irgendeine 
verfassungswidrige Diktatur darf verhindern, daß am 31. Juli das Volk von seinem höchsten 
Rechte Gebrauch macht. Die vorbildliche Disziplin der Deutschen Arbeiter, Angestellten und Be-
amten ist auch in diesen schweren Tagen unter allen Umständen aufrecht zu erhalten. Wir lassen 
uns die Stunde des Handelns von Gegnern der Gewerkschaften nicht vorschreiben. 
 
Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund, Allgemeiner freier Angestelltenbund, Gesamtver-
band der christlichen Gewerkschaften Deutschlands. 
Gesamtverband deutscher Verkehrs- und Staatsbediensteter. 
Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter-, Angestellten- und Beamtenverbände. 
Allgemeiner Deutscher Beamtenbund. Deutscher Beamtenbund. 
(Berlin, 21.7.1932) 
 
Bei dem Komplott zwischen Reichspräsident Hindenburg, von Papen und Hitler am 30. Januar 
1933, das mit Hitlers Ernennung zum Reichskanzler endete, versuchte letzterer vergeblich, zu-
gleich das Reichskommissariat für Preußen zu erlangen.  
Er erhielt jedoch frei Hand, das preußische Innenministerium zu besetzen. „Was dann folgte, war 
eine paradoxe Art von außerverfassungsmäßigem Verhalten. Es war eine Verlängerung und 
Ausweitung von Brünings Vorrechten und brachte eine Vermehrung von Papens Reichskommis-
saren mit sich.“ 
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Mit der Notverordnung vom 6. Februar 1933, eine Woche nach Hitlers Ernennung, wurde in ei-
ner Art zweitem Staatsstreich die Auflösung des preußischen Landtages verfügt, nachdem ein 
entsprechender Versuch auf parlamentarischem Wege gescheitert war. 
 
Göring übernahm das preußische Innenministerium und schuf neue, ehrenamtliche Kommissars-
stellen, die er mit verlässlichen Parteimitgliedern bzw. SS- oder SA-Leuten besetzte. 
Sie begannen sofort mit Entlassungen und Neuernennungen, vor allem in den Polizeipräsidien, 
um eigene Gefolgsleute in die Schlüsselstellungen zu bringen. 
„Zur Entlastung der ordentlichen Polizei in Sonderfällen“ verfügte er (Göring) am 22. Februar 
1933 die Aufstellung einer 50.000 Mann starken Hilfspolizei, vor allem aus SA und SS und ließ 
damit auch die Fiktion polizeilicher Neutralität zugunsten parteigebundener Terrorfunktionen of-
fen fallen. 
Mit den anschließenden Notverordnungen  „Zum Schutz von Volk und Staat“ und „Gegen Verrat 
am Deutschen Volke und hochverräterischer Umtriebe“  wurden schließlich grundlegende Indi-
vidualrechte der Verfassung außer Kraft gesetzt. Polizei und Hilfspolizei konnten willkürlich 
Häuser durchsuchen, verhaften und foltern. Dieses in Preußen eingeübte Muster der Machter-
greifung wurde dann auch in den anderen Ländern angewandt. Denunzianten  spielten eine üble 
Rolle. 
 
Ebenfalls am 12. März 1933 hatte Hitler in München den Kampf in seinem ersten Teil für been-
det erklärt, das Ziel der Machtergreifung über die Gleichschaltung als geistige und willens-
mäßige Einheit unseres Volkes war in einem ersten Schritt näher gerückt. 
 
„Die Gleichschaltung des politischen Willens der Länder mit dem Willen der Nation“ war voll-
zogen. Die Gesetze zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich vom 31. März  und 7.April 
1933 sicherten die erreichte Position, um in der nächsten Etappe in weitere Bereiche der Gesell-
schaft, unter anderen auf der Ebene der Vereine und Verbände, vorzustoßen. 
 
 
Gleichschaltung auf  Betriebsebene 
 
Am 15.4.1933 begrüßte der Vorstand des ADGB in dem Aufruf zum 1. Mai 1933, dass die 
Reichsregierung den 1. Mai zum Volksfeiertag erklärt hat. 
Am 2. Mai 1933 besetzte die SA die Gewerkschaftshäuser. 
Die Hoffnungen der Nationalsozialistische Betriebsorganisation (NSBO), nun zu einer großen na-
tionalsozialistischen Massengewerkschaft heranwachsen zu können, wurden nicht erfüllt. Mit der 
Gründung der Deutschen Arbeitsfront (DAF) am 10. Mai 1933 wurde deutlich, dass die NS-
Führung keine eigenständige NS-Gewerkschaft schaffen wollte. Die DAF vereinigte unter ihrem 
Dach die Arbeiterschaft, den Mittelstand und die Unternehmerschaft. Die NSBO musste sich der 
DAF ein- und unterordnen, damit wurde ihre allmähliche Entmachtung eingeleitet. Die DAF hat-
te somit nicht nur die organisatorische und ideologische Klammer für Arbeitnehmer aller Schat-
tierungen und Arbeitgeber zu bilden, sie sollte auch die NSBO-Basis zähmen, die mit ihrer an-
tikapitalistisch-klassenkämpferischen Phraseologie für erhebliche Unruhe in den Betrieben und 
unter den Unternehmern sorgte. 
Die nationale Revolution sollte nicht zur sozialen weiter getrieben werden. NSBO-Angehörige 
versuchten aber weiterhin als Funktionäre der gleichgeschalteten Gewerkschaften und als amtie-
rende Betriebsräte auf die Gestaltung der Arbeitsbedingungen Einfluss zu nehmen. 
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Um diesen Eingriffen Einhalt zu gebieten und auf massive Interventionen des Reichswirtschafts-
ministers und führender Industrieller hin, wurde am 19. Mai 1933 das Gesetz zur Einführung der 
staatlichen Treuhänder der Arbeit erlassen. 
Die Treuhänder hatten in Arbeitsstreitigkeiten und Tariffragen zu entscheiden und sollten den 
Arbeitsfrieden aufrechterhalten. Der NSBO, die auf gewerkschaftliche Legitimität drängte und 
die sich vor der Arbeiterschaft als Interessenvertreter profilieren wollte, wurde damit dieses Betä-
tigungsfeld beschnitten. Die Spannungen verlagerten sich nun häufig auf die Ebene zwischen 
Treuhändern und der NSBO. Ein Teil des Druckes, der gegenüber den Unternehmen in Fragen 
von Lohnerhöhungen oder Einstellungen ausgeübt wurde, konnte durch die Treuhänder abgefan-
gen werden. 
 
 
Terror im Betrieb 
Bekanntmachung der NS-Betriebszelle OSRAM-Werk D., Berlin, 24.7.1933 
 
Am Freitag, den 21. Juli 1933, nachmittags 18 Uhr ist in Gegenwart von Vertretern des Werkes D 
und des Geheimen Staatspolizeiamtes  20 Männern und Frauen, welche dem Betriebe angehörten 
oder noch angehören, folgender Beschluss des Geheimen Staatspolizeiamtes zur Kenntnis ge-
bracht worden: Den Unterzeichneten ist heute im Gebäude des Geheimen Staatspolizeiamtes 
durch die Geheime Staatspolizei eröffnet worden, dass sie auf Anordnung der Geheimen Staats-
polizei für mehrere Jahre in ein Konzentrationslager überführt werden, falls am Montag, den 24. 
Juli 1933 Im Werk D der Osram GmbH Kommanditgesellschaft noch ein einziges mal durch 
Mund oder Schrift Propaganda für irgend eine Partei, ausgenommen die NSDAP, getrieben wird. 
Unterzeichnete bezeugen durch ihre eigenhändige Unterschrift, dass sie von  Vorstehendem 
Kenntnis genommen haben. 
gez.   21 Unterschriften 
 
Obige Anordnung wird sämtlichen Angestellten und Arbeitern des Werkes D zur Kenntnis ge-
bracht. 
 
gez.   W. Böttcher  gez.    Keppler 
 
Die Werksleitung hofft, dass durch diese abschließende Maßnahme die für den Betrieb nötige 
Ruhe wieder einkehren wird. (2) 
Schließlich wurde im November 1933 die Deutsche Arbeitsfront in ihre Schranken gewiesen. 
Reste gewerkschaftlicher Organisationsstrukturen, die sich in ihr noch hatten halten können, 
wurden beseitigt. 
Die DAF hatte sich vorrangig den Problemen der Erziehung und Schulung zur nationalsozialisti-
schen Gesinnung zu widmen. Materielle Fragen des Arbeitslebens sollten in ihr - nach dem Wil-
len Hitlers - nicht entschieden werden. 
 
Die Konturen der Arbeitsverfassung im „Dritten Reich“ wurden durch diese Maßnahmen schon 
erkennbar. Aber erst das „Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit“ vom 20. Januar 1934 regel-
te das Feld der Arbeitsbeziehungen im nationalsozialistischen Sinne.  
Die noch ausstehenden Betriebsratswahlen des Jahres 1933, die bereits bis zum 30. September 
ausgesetzt worden waren, erfuhren einen weiteren Aufschub bis zum 31. Dezember. Danach 
wurden sie stillschweigend gänzlich gestrichen. Selbst die schon erheblich eingeschränkten Be-
fugnisse der NSBO-Betriebsräte ließen diese Institution dennoch als erheblichen potentiellen Un-
sicherheitsfaktor erscheinen. (3) 
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Metaller gegen den Nationalismus 
 
Im Mai 1933 kamen einige frühere Funktionäre des Deutschen Metallarbeiterverbandes, Ange-
stellte der Hauptverwaltung und der Bezirke, in Berlin zusammen, um die Forderungen der An-
gestellten an die DAF (wegen Missachtung des Kündigungsschutzes und wegen Kassierungen 
der Zahlungen aus der Unterstützungskasse der Gewerkschaftsangestellten) zu besprechen. 
Alwin Brandes, der frühere Vorsitzende, versorgte die Kollegen mit Informationen über den 
Stand der Auseinandersetzung. Als sich im August 1933 erste Kontakte zum Internationalen Me-
tallarbeiterbund und zur Sopade anbahnen ließen, begann unter Anregung der beiden Bezirkslei-
ter Willi Rößler und Richard Teichgräber, des alten Vorsitzenden Alwin Brandes und von Hein-
rich Schliestedt, vormals Sekretär in der Hauptverwaltung, langsam der Versuch, ein illegales 
Netz von Vertrauensleuten unter den Metallarbeitern zu spinnen. 
Was sonst nur selten gelang, Verbindungen in die Betriebe hinein zu knüpfen, eine Brücke zu 
schlagen zwischen gewerkschaftlichen Widerstand und Arbeiteropposition in den Betrieben, 
scheint den Metallern in Berlin geglückt zu sein. 
Wesentlichen Anteil daran hatte Max Urich, der frühere Berliner Bezirksleiter. 
Er hatte immer noch Kontakte zu einzelnen Arbeitgebern, konnte viele ehemalige DMV-
Funktionäre in Betrieben unterbringen, die dann ihrerseits durch Zusprache bei Meistern und Ab-
teilungsleitern weitere alte Kollegen heranholten. 
 
Ein Musterbeispiel ist der Schwarzkopf`’sche Betrieb in der Scheringstraße. (4) 
Mit Ernst Vogler, Emil Albrecht, Emil Barteleit und Paul Tirpitz arbeiteten dort gleich vier ehe-
malige Angestellte aus der Hauptverwaltung des DMV. 
Dazu Willi Horn, vor 1933 Gesamtbetriebsratsvorsitzender in der AEG. Insgesamt hatte die Me-
tallerzelle bei Schwarzkopf 38 Mitglieder in allen Abteilungen. 
 
Der Gestapospitzel  ‘GO 3’ meldete am 16. Juli 1935: die Gruppe arbeitet ganz vorsichtig und 
planmäßig darauf hin, recht viele frühere Genossen in den Betrieb zu bekommen und Vertrau-
ensmänner in allen Abteilungen zu haben. Die Betriebsleitung ziehe mit, weil es sich um gute 
Fachleute handele. Man begreife sich in der Tradition der revolutionären Obleute von 1918 und 
wolle auch jetzt wieder vom Betrieb aus den Sturz des Nationalsozialismus vorbereiten. 
 
Ähnliche Zellen gab es in folgenden Berliner Werken:  Karlsruher Industriewerk (Wittenau), 
Werkzeugmaschinenfabrik Fritz Werner (Marienfelde), Eisengießerei Hartung (Lichtenberg), in 
den AEG-Betrieben  Hutten- und Brunnenstraße, in der AEG-Turbine. Illegale Metallerzellen 
existierten auch in der Fahrzeugfabrik Dittman in Wittenau, im Stahlwerk Henningsdorf, bei Bor-
sig, Weinischke in Lichtenberg und Lindner in Reinickendorf. 
Jeder Betrieb besaß einen Vertrauensmann, der die Verbindung zu Max Urich hielt, dem Kopf 
der Berliner Betriebsgruppen. 
 
Unabhängig von der Gruppe um Urich arbeitete in Berlin ein zweiter Kreis illegaler Metallarbei-
ter, vor allem betriebliche Kollegen, sämtlich langjährige DMV-Mitglieder, die sich politisch an 
der Kommunistischen Partei-Opposition (KPO) orientierten. Kopf dieser Gruppe war Walter 
Uhlmann. Seit dem Februar 1933 lebte er illegal in einem Hinterhaus in Berlin-Spandau, hatte 
1934 unter falschen Angaben Arbeit gefunden im Rüstungsbetrieb  Kreiselgeräte GmbH. 
Ziel dieses Kreises war der Aufbau unabhängiger Klassengewerkschaften in Form kleiner Kader-
gruppen. Solche Kadergruppen konnten in folgenden Berliner Betrieben geschaffen werden: 
Zeiss-Ikon (Zehlendorf), Auto-Union (Spandau), C. Lorenz AG (Tempelhof), AEG (Treptow), 
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Bermann (Rosenthal),  Mona-Radio (Charlottenburg),  Osram und Argus-Motoren. 
Uhlmann wurde 1937 verhaftet, die Zeitung „Metallarbeiter“ eingestellt, die Gruppen selbst ar-
beiteten bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges weiter. 
 
Die Gestapo hatte zwei Spitzel, ‘GO 1’ und ‘GO 3’, in die Berliner Metallarbeitergruppe plat-
ziert, die aber nichts Rechtes zutage fördern konnten. Mehr auf Verdacht hin, weil er wegen sei-
ner vielen Reisen aufgefallen war, wurde Richard Teichgräber am 15. Dezember 1934 verhaftet. 
Bei der Hausdurchsuchung fand die Gestapo ein Schreiben von Alwin Brandes, der einem länge-
ren Verhör unterzogen wurde. Zwar hatte Brandes noch erhebliche Mengen sozialistischer Litera-
tur in seinem Bücherschrank, wie die durchsuchenden Gestapo-Beamten verwundert registrierten, 
und sein Arbeitszimmer wurde 1935 noch von einem großen Bebel-Bild geschmückt, nachweisen 
konnte man ihm aber nichts. 
 
Auch der im Februar 1935 verhaftete Willy Rößler gab trotz furchtbarer Misshandlungen keine 
Informationen preis. 
 
Erst die Unvorsichtigkeit einiger Vertrauensleute gab der Gestapo die Möglichkeit, das ganze 
Netz zu zerreißen. In mühseliger Arbeit hatte sie sich eine Liste der möglichen Vertrauensleute 
Rößler angelegt, die im Januar 1936 von Chemnitzer Polizisten aufgesucht wurden. 
Die einfache Bemerkung, er sei ein Kollege des ehemaligen DMV und überbringe Grüße von 
Heinrich, öffnete ihm Tür und Tor. Wenige Wochen später waren die meisten Vertrauensleute 
des DMV in Haftzuchthausstrafen verurteilt, einige freigesprochen, weil ihnen nichts nachzuwei-
sen war, darunter Alwin Brandes. 
 
Richard Teichgräber kam nach Verbüßung seiner Strafe ins Konzentrationslager, er wurde am  
25. Februar 1945 in Mauthausen ermordet. 
Nach den Verhaftungen haben offensichtlich nur die Berliner Vertrauensleute weiter gearbeitet. 
Sie seien noch vorsichtiger geworden, schrieb die Berliner Polizei im Februar 1937 in einem La-
gebericht, griffen aber weiterhin bestimmte Themen in den Betrieben auf. (4 ) 
 
 
Die Vertrauensratswahlen von 1934 und 1935 
 
Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG) vom 20. Januar 1934, der grundlegende 
Entwurf, die Arbeitsbeziehungen im nationalsozialistischen Sinne zu regeln, sah Betriebsräte 
nicht mehr vor. An ihre Stelle trat der Vertrauensrat, der laut § 6 des AOG die Pflicht hatte, „das 
gegenseitige Vertrauen innerhalb der Betriebsgemeinschaft zu vertiefen.“  
 
Dem Vertrauensrat fiel nur noch beratende Aufgabe zu und zwar an erster Stelle bei Maßnahmen, 
die zur Verbesserung der Arbeitsleistung dienten, sowie bei der „Gestaltung und Durchfüh-
rung der allgemeinen Arbeitsbedingungen, insbesondere der Betriebsordnung, der Durch-
führung und Verbesserung des Betriebsschutzes.“ 
 
Seine Funktionen waren im wirtschaftlichen Sinne umschrieben. Er hatte auf die Beilegung aller 
Streitigkeiten innerhalb der Betriebsgemeinschaft hinzuwirken. Seine Tätigkeit sollte sich „Der 
Stärkung der Verbundenheit aller Betriebsangehörigen untereinander und mit dem Betriebe und 
dem Wohle aller Glieder der Gemeinschaft widmen.“ Der Vertrauensrat war Organ der „Be-
triebsgemeinschaft“ und quasi Erfüllungsgehilfe des „Betriebszwecks“, einem der zentralen Be-
griffe des AOG. 
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Die Vertrauensmänner wurden von der Belegschaft gewählt. Es gab jedoch nur eine Wahlliste. 
Das AOG sprach auch nicht von Wahl, sondern von Abstimmung. Die Belegschaft konnte nur 
zur vorgelegten Liste Stellung beziehen bzw. zustimmen oder ablehnen. 
 
Die Tatsache, dass ein Abstimmungsverfahren vorgesehen war, die Vertrauensmänner nicht ein-
fach von vornherein ernannt wurden, ließ sich mit der integrativen Aufgabe dieses Gremiums er-
klären. Sie erfordere ein Mindestmaß an Legitimation vor der Belegschaft. 
Am Zustandekommen der Liste, die je nach Größe des Betriebes bis zu zehn Vertrauensmänner 
und ebenso viele Stellvertreter aufwies, waren der Betriebsführer und der Betriebszellenobmann 
der NSBO bzw. der Betriebsverwalter der DAF beteiligt. 
Konnten sich beide auf eine Liste nicht verständigen oder wurde die Liste in der Abstimmung 
nicht gebilligt, konnte der Treuhänder der Arbeit die Vertrauensmänner berufen. Betriebsfrem-
de Funktionäre von NSBO und DAF durften auf die Liste keinen Einfluss nehmen. Die Vertrau-
ensratswahl war demnach für die Besetzung des Vertrauensrates letztendlich nicht entscheidend. 
Als Barometer für die Stimmung und Einstellung der Belegschaft war die Abstimmung aber 
durchaus von Interesse - für die Betriebsleitung und die NS-Führung. Auf der Vertrauensratsliste 
sollte nur erscheinen, wer Mitglied der DAF war und die Gewähr bot, jederzeit rückhaltlos für 
den nationalen Staat einzutreten. 
 
Der Vertrauensrat hatte mit dem Betriebsrat nur noch sehr wenig gemein. Entscheidungen konnte 
er nicht treffen, dieses Privileg war dem Betriebsführer und damit dem Arbeitgeber vorbehalten. 
Der Vertrauensrat spielte lediglich eine beratende Rolle, seine Funktion war die eines Stim-
mungsbarometers. (3)  
 
All diese Maßnahmen führten dazu, die Bevölkerung zu disziplinieren, entweder mit sanfter Ge-
walt oder mit Terror. 
Der überwiegende Teil war froh in Arbeit zu sein. Nach all den Verunsicherungen passte man 
sich an, auch wenn das Lohnniveau miserabel war. 
„Damals gab es in Deutschland viel Skeptizismus, viel Zynismus und Entwurzelung. Die meisten 
glaubten den Machthabern nicht. Wurden sie von Amtswegen befragt, ob sie ‘die Politik ihrer 
Reichsregierung’ billigten, dann stimmten sie doch mit ja. Das Leben war hart, wie hart, hatte 
man unlängst in der Wirtschaftskrise erfahren. Jetzt, da es wieder Arbeits- und Aufstiegsmög-
lichkeiten und leidliche Sicherheit gab, wäre man ja dumm gewesen, das alles zu gefährden um 
bloßer politischer Meinungsverschiedenheit willen. Der Erfolg gab denen da oben Recht. (5) 
Wer sich quer stellte und es besser wissen wollte, nun, den erwischte es eben und dem wurden 
dann in Konzentrationslagern oder in Gestapo-Kellern die wahren Machtverhältnisse vordemons-
triert. 
Das war schlimm für ihn, aber warum war er auch so leichtsinnig und eigensinnig gewesen; und 
für die Anderen, die große Mehrzahl, die so etwas nicht erlitten, war es am Ende nicht so 
schlimm. Mittlerweile konnte man leben, Geld verdienen und hübsche Sachen kaufen. (5) 
Somit ist bewiesen, dass der größte Teil der Deutschen dieser Partei folgte, dieser Partei, die sich 
„Arbeiterpartei“ nannte. 
 
Auch dieses Kapitel hat seine Entwicklung. Als markanten Punkt kann man die Umwandlung der 
DAP (Deutsche Arbeiter-Partei) in die NSDAP (Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei) 
1920 sehen. Das 25-Punkte-Programm vom 24. Februar 1920 war eine ideologisch völkisch-
antisemitische Ausrichtung. Deutsch-völkische Organisationen hatten in den Jahren 1923/24 
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Hochkonjunktur. 1925 fand die Neugründung nach dem Führerprinzip statt. 
Die SPD stellte von 1928 bis 1930 die Regierungspartei im Reich, bis Mitte 1932 auch in Preu-
ßen. Zeitweilig bestanden neben der SPD die USPD (bis 1922) und die SAP (ab 1931). Die KPD 
hatte auch mehrere Richtungen, z.B. die KPO. Die Politik der KPD ab 1929 führte dazu, eine ei-
gene Richtungsgewerkschaft zu schaffen. Der ADGB und die RGO sind Beispiele für den Ge-
gensatz innerhalb der Gewerkschaftsbewegung. 
All diese Voraussetzungen führten mit zur Machtübernahme 1933 durch die Nazis. 
 
 
Die Arbeiterparteien und ihr Verhältnis zu den Gewerkschaften im Widerstand 
 
Ein Jahr nach der  Etablierung der Hitlerpartei konnte ein Berichterstatter aus Berlin an den Par-
teivorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in Prag berichten: 
„Im Allgemeinen ist festzustellen, dass Adolf Hitler von der Kritik ausgenommen wird, man ge-
steht ihm ehrliches Wollen zu und meint, dass er für die Misswirtschaft seiner Unterführer nichts 
könne. 
Das ist einerseits eine Folge der systematischen Führerpropaganda, andererseits aber ohne Zwei-
fel auch eine Wirkung seines persönlichen Wesens. Dieses Wesen wirkt auf den einfachen Men-
schen, und Hitler besitzt gerade unter den Arbeitern noch viel persönliches Vertrauen.“ (6) 
 
Obgleich die Auslandsabteilungen der Arbeiterparteien viele Berichte bekamen, kann man sich 
des Eindrucks nicht erwehren, sie betrieben Schönfärberei oder wollten den selbst mit herbeige-
führten Zustand nicht wahr haben. Zum Beweis einige Dokumente: 
 
 
Prager Manifest der Sopade 1934 
Kampf und Ziel des revolutionären Sozialismus  /  Die Politik der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands 
 
„Ein Jahr lang lastet die nationalsozialistische Diktatur über Deutschland, über der Welt. Grund-
stürzend hat der Sieg der deutschen Gegenrevolution das Wesen und die Aufgaben der deutschen 
Arbeiterbewegung geändert.  
Der Knechtschaft und Gesetzlosigkeit preisgegeben ist das Volk im totalen faschistischen Staat. 
Im revolutionären Kampf, die Knechtschaft durch das Recht der Freiheit, die Gesetzlosigkeit 
durch die Ordnung des Sozialismus zu überwinden, ist die Aufgabe der deutschen Arbeiterbewe-
gung (...) (7) 
 
Die Niederwerfung des nationalsozialistischen Feindes durch die revolutionären Massen schafft 
eine starke revolutionäre Regierung, getragen von der revolutionären Massenpartei der Arbeiter-
schaft, die sie kontrolliert. Die erste und oberste Aufgabe dieser Regierung ist es, die Staatmacht 
für die siegreiche Revolution zu sichern, die Wurzeln jeder Widerstandsmöglichkeit auszureißen, 
den Staatsapparat in ein Herrschaftsinstrument der Volksmassen zu verwandeln (...) Erst nach der 
Sicherung der revolutionären Macht und nach restloser Zerstörung der kapitalistisch-feudalen 
und politischen Machtposition der Gegenrevolution beginnt der Aufbau des Aufbaus des freien 
Staatswesens mit der Einberufung einer Volksvertretung, gewählt nach allgemeinem, gleichem, 
direktem und geheimem Wahlrecht in Einzelwahlkreisen (...) (8) 
 
In diesem Zusammenhang ist noch ein zweites Dokument der Kommunistischen Internationale 
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1934 in Basel interessant. 
Aus der Rede Wilhelm Pieck’s in der Sitzung des Präsidium der EKKI am 10. Juli 1934: 
 
„Wir haben gewiss von der Einheitsfrontpolitik gesprochen, ihre Notwendigkeit in allen unseren 
Dokumenten betont, aber haben uns eben immer noch zu sehr mit der Einheitsfrontpolitik im all-
gemeinen befasst und nicht vermocht, die sozialdemokratischen Arbeiter davon zu überzeugen, 
dass es uns wirklich allen Ernstes darauf ankommt, die kämpferische Einheitsfront gegen den Fa-
schismus zu schaffen. 
Es wäre falsch, die Ursache dafür etwa in einem Unverständnis der unteren Einheiten der Partei 
zu suchen. Gewiss ist es in den Betrieben und in den Zeitungen der unteren Einheiten oft so hin-
gestellt worden, als ob die sozialdemokratischen Arbeiter schwerer als die Arbeiter zu gewinnen 
seien, die nicht zur Sozialdemokratie gehören, und dass wir uns mit den sozialdemokratischen 
Arbeitern vor allem über die Politik ihrer Führer auseinandersetzen müssten, bevor von einer ge-
meinsamen Kampffront die Rede sein könne. Aber solche Auffassungen in den unteren Einheiten 
zeigen eben, dass die Führungen es versäumt haben, die Parteimitglieder rechtzeitig und in genü-
gendem Maße auf die Veränderung der politischen Lage und die sich daraus ergebende Umstel-
lung unser Parteiarbeit hinzuweisen, vor allem darauf, dass der Faschismus der Feind der Arbei-
terklasse ist, auf den alle Kräfte des Proletariats konzentriert werden müssen (...) 
 
Wir müssen mehr denn je differenzieren - auch unter sozialdemokratischen Führern -  und begrei-
fen, dass unter dem Druck der sozialdemokratischen Massen auch eine Anzahl dieser Führer ehr-
lich zu uns übergehen können. 
Jedenfalls dürfen wir uns nicht durch das bloße Gerede vom Sozialfaschismus und der sozialen 
Hauptstütze, die Gewinnung der sozialdemokratischen Arbeiter erschweren.“ 
(Kommunistische Internationale, Basel 1934, Nr.17, Seite 1746ff.) 
 
Das sind zwei Beispiele, wie die Auslandsabteilungen der Arbeiterparteien arbeiten. Aber auch in 
Deutschland war Zusammenarbeit möglich, wenn auch nicht in Berlin, so doch im Hessenland, 
welches ein Dokument vom 5. September 1934 beweist. 
 
 
Aus dem gemeinsamen Aufruf der KPD-Bezirksleitung Hessen-Frankfurt und der SPD-
Bezirksleitung Hessen-Nassau vom 5. September 1934: 
Hitler führt Deutschland in die Katastrophe, wenn nicht die geeinte Arbeiterklasse im Bündnis 
mit allen Werktätigen seinem verbrecherischen Treiben ein Ende bereitet. 
Einheitliche antifaschistische Aktion ist deshalb das Gebot der Stunde ! (...) . 
In dem ehrlichen Bestreben, diesen Willen der Massen zur kämpfenden Einheitsfront über alles 
bisher uns Trennende hinweg zur unüberwindlichen Front des antifaschistischen Kampfes bis 
zum Sturz des Faschismus zu steigern, haben die illegalen Bezirksleitungen der Sozialdemokrati-
schen und Kommunistischen Partei in gemeinsamer Beratung beschlossen, sich zu einer Aktions-
einheit zusammenzuschließen mit dem Ziel, den tagtäglichen Kampf aller Ausgebeuteten um 
Lohn und Brot zu breiten Massenkämpfen gegen den Faschismus und die hinter ihm stehende 
profitgierige Ausbeuterklasse bis zu ihrer Vernichtung durch die proletarische Revolution zu 
steigern, um dann durch die Diktatur der Arbeiterklasse im Bündnis mit allen Werktätigen den 
wirklichen Sozialismus aufzubauen.“ (GdA, Bd. 5, S. 465ff.) 
 
Ähnliche Formulierungen sind auch im Abschnitt VII des Prager Manifest, dort heißt es: 
„Die Differenzen in der Arbeiterbewegung werden vom Gegner selbst ausgelöscht. Die Gründe 
der Spaltung werden nichtig. Der Kampf zum Sturz der Diktatur kann nicht anders als revolutio-
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när geführt werden. 
Ob Sozialdemokrat, ob Kommunist, ob Anhänger der zahlreichen Splittergruppen, der Feind der 
Diktatur wird im Kampf durch die Bedingungen des Kampfes selbst der gleiche sozialistische 
Revolutionär. 
Die Einigung wird zum Zwang, den die Geschichte selbst auferlegt. (...)“ (9)  
 
Das war 1934. Bis 1936 hatten die Nazis die Arbeiterbewegung und ihre Organisationen restlos 
zerschlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


